
Geschäftsordnung 
der Bundesregierung 

vom 11. Mai 1951 
(GMBl. S. 137)1

Die Bundesregierung hat nach Artikel 65 des Grundgesetzes folgende, von dem Bundespräsidenten genehmigte Geschäftsordnung 
beschlossen: 

I. Der Bundeskanzler 

§ 1 

(1) Der Bundeskanzler bestimmt die Richtlinien der inneren und äußeren Politik. Diese sind für die 
Bundesminister verbindlich und von ihnen in ihrem Geschäftsbereich selbständig und unter eigener 
Verantwortung zu verwirklichen. In Zweifelsfällen ist die Entscheidung des Bundeskanzlers einzuholen. 

(2) Der Bundeskanzler hat das Recht und die Pflicht, auf die Durchführung der Richtlinien zu achten. 

§ 2 

Neben der Bestimmung der Richtlinien der Politik hat der Bundeskanzler auch auf die Einheitlichkeit der 
Geschäftsführung in der Bundesregierung hinzuwirken. 

§ 3 

Der Bundeskanzler ist aus dem Geschäftsbereich der einzelnen Bundesminister über Maßnahmen und 
Vorhaben zu unterrichten, die für die Bestimmung der Richtlinien der Politik und die Leitung der Geschäfte 
der Bundesregierung von Bedeutung sind. 

§ 4 

Hält ein Bundesminister eine Erweiterung oder Änderung der Richtlinien der Politik für erforderlich, so hat er 
dem Bundeskanzler unter Angabe der Gründe hiervon Mitteilung zu machen und seine Entscheidung zu 
erbitten. 

§ 5 

Der Bundeskanzler unterrichtet den Bundespräsidenten laufend über seine Politik und die Geschäftsführung 
der einzelnen Bundesminister durch Übersendung der wesentlichen Unterlagen, durch schriftliche Berichte 
über Angelegenheiten von besonderer Bedeutung sowie nach Bedarf durch persönlichen Vortrag. 

§ 6 

Der Bundeskanzler leitet die Geschäfte der Bundesregierung nach Maßgabe des IV. Abschnittes. 

§ 7 

(1) Der Staatssekretär des Bundeskanzleramtes nimmt zugleich die Geschäfte eines Staatssekretärs der 
Bundesregierung wahr. 

(2) Er kann die an den Bundeskanzler gerichteten oder ihm von dem Bundespräsidenten überwiesenen 
Schreiben unmittelbar an den zuständigen Bundesminister weiterleiten. Empfiehlt der zuständige 
Bundesminister eine Beantwortung durch den Bundeskanzler, so legt er dem Bundeskanzler einen 
entsprechenden Entwurf vor. 

                                                                          

1  In der Fassung der Bekanntmachungen vom 29. März 1967 (GMBl. S. 130), 12. September 1967 (GMBl. S. 430), 6. Januar 1970 (GMBl. S. 14), 23. 
Januar 1970 (GMBl. S. 50), 25. März 1976 (GMBl. S. 174, 345), 1. Juli 1987 (GMBl. S. 382) und 21. November 2002 (GMBl. S. 848) 



II. Stellvertretung des Bundeskanzlers 

§ 8 

Ist der Bundeskanzler an der Wahrnehmung der Geschäfte allgemein verhindert, so vertritt ihn der gemäß 
Artikel 69 des Grundgesetzes zu seinem Stellvertreter ernannte Bundesminister in seinem gesamten 
Geschäftsbereich. Im übrigen kann der Bundeskanzler den Umfang seiner Vertretung näher bestimmen. 

III. Die Bundesminister 

§ 9 

Der Geschäftsbereich der einzelnen Bundesminister wird in den Grundzügen durch den Bundeskanzler 
festgelegt. Bei Überschneidungen und sich daraus ergebenden Meinungsverschiedenheiten zwischen den 
einzelnen Bundesministern entscheidet die Bundesregierung durch Beschluß. 

§ 10 

(1) Abordnungen (Deputationen) sollen in der Regel nur von dem federführenden Fachminister oder seinem 
Vertreter empfangen werden. Sie sind vorher um Angabe des Verhandlungsgegenstandes zu ersuchen. 
Erscheint ein gemeinsamer Empfang angezeigt, so benachrichtigt der angegangene Bundesminister die außer 
ihm noch in Frage kommenden Bundesminister. 

(2) Der Bundeskanzler empfängt Abordnungen nur in besonderen Fällen. 

§ 111

(1) Mitglieder und Vertreter auswärtiger Regierungen sowie Vertreter zwischenstaatlicher Einrichtungen sollen 
nur nach vorherigem Benehmen mit dem Auswärtigen Amt empfangen werden. 

(2) Verhandlungen mit dem Ausland oder im Ausland dürfen nur mit Zustimmung des Auswärtigen Amtes, 
auf sein Verlangen auch nur unter seiner Mitwirkung geführt werden. 

§ 12 

Äußerungen eines Bundesministers, die in der Öffentlichkeit erfolgen oder für die Öffentlichkeit bestimmt 
sind, müssen mit den vom Bundeskanzler gegebenen Richtlinien der Politik in Einklang stehen. 

§ 13 

(1) Jeder Bundesminister macht, bevor er den Sitz der Bundesregierung länger als 1 Tag verläßt, dem 
Bundeskanzler Mitteilung. Bei Abwesenheit von mehr als 3 Tagen und bei Auslandsreisen ist das 
Einvernehmen mit dem Bundeskanzler herzustellen. 

(2) Zur Annahme von Einladungen in das Ausland ist die Zustimmung des Bundeskanzlers erforderlich. 

(3) Bevor ein Bundesminister den Sitz der Bundesregierung verläßt, gibt er dem Bundeskanzler die Anschrift 
an, unter der er während seiner Abwesenheit zu erreichen ist. 

                                                                          
1  § 11 i.d.F. der Bekanntmachung vom 21. November 2002 (GMBl. S. 848) 



§ 141

(1) Ist ein Bundesminister verhindert, so wird er in der Regierung durch den dazu bestimmten Bundesminister 
vertreten. 

(2) Für Erklärungen vor dem Bundestag, vor dem Bundesrat und in den Sitzungen der Bundesregierung wird 
der Bundesminister durch den Parlamentarischen Staatssekretär vertreten. Der Bundesminister kann für 
Einzelfälle anordnen, daß solche Erklärungen durch den Staatssekretär abgegeben werden. 

(3) Als Leiter einer Obersten Bundesbehörde wird ein Bundesminister im Falle seiner Verhinderung durch 
den Staatssekretär und in dem Aufgabenbereich, der dem Parlamentarischen Staatssekretär nach § 14a 
übertragen worden ist, sowie in den von ihm bestimmten Einzelfällen von diesem vertreten. 

§ 14a2

Der Bundesminister bestimmt im einzelnen, welche Aufgaben der Parlamentarische Staatssekretär 
wahrnehmen soll. 

IV. Die Bundesregierung 

§ 1534

(1) Der Bundesregierung sind zur Beratung und Beschlußfassung zu unterbreiten alle Angelegenheiten von 
allgemeiner innen- oder außenpolitischer, wirtschaftlicher, sozialer, finanzieller oder kultureller Bedeutung, 
insbesondere 
a) alle Gesetzentwürfe, 
b) alle Entwürfe von Verordnungen der Bundesregierung, 
c) sonstige Verordnungsentwürfe, wenn sie von besonderer politischer Bedeutung sind, 
d) die Stellungnahme des Bundesrates zu den Vorlagen der Bundesregierung, 
e) alle Angelegenheiten, für welche Grundgesetz oder Gesetz dieses vorschreiben, 
f) Meinungsverschiedenheiten zwischen verschiedenen Bundesministern; Meinungsverschiedenheiten über 

die Entwürfe der Finanzplanung, des Haushaltsgesetzes und des Haushaltsplans, wenn es sich um 
Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung für den betroffenen Bundesminister oder erheblicher 
finanzieller Bedeutung handelt. 

(2) Ihr sind außerdem zu unterbreiten: 
a) Vorschläge zur Ernennung von Beamten, die jederzeit in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden 

können, von sonstigen Beamten, die nach der Besoldungsordnung feste Gehälter beziehen, sowie von 
Ministerialräten und Ministerialbeamten gleichen Ranges, 

b) Vorschläge zur Einstellung oder Eingruppierung von Angestellten bei obersten Bundesbehörden nach 
Vergütungsgruppe I BAT oder zur Vereinbarung einer höheren Vergütung, 

c) zur Beratung ohne Beschlußfassung: Vorschläge für die Zustimmung des zuständigen Bundesministers 
zur Ernennung von Richtern bei den obersten Gerichtshöfen des Bundes. 

§ 15a5

(1) Im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler kann die Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend verlangen, daß Angelegenheiten von frauenpolitischer Bedeutung der Bundesregierung zur Beratung 
und Beschlußfassung unterbreitet werden, auch wenn diese zum Geschäftsbereich eines anderen 
Bundesministers gehören; die Vorlage an die Bundesregierung erfolgt durch den federführenden 
Bundesminister. 

                                                                          
1  § 14 i.d.F. der Bekanntmachung vom 6. Januar 1970 (GMBl. S. 14) 
2  § 14a i.d.F. der Bekanntmachung vom 6. Januar 1970 (GMBl. S. 14) 
3  § 15 Abs. 1 Buchstabe f i.d.F. der Bekanntmachung vom 23. Januar 1970 (GMBl. S. 50) 
4  § 15 Abs. 2 i.d.F. der Bekanntmachung vom 25. März 1976 (GMBl. S. 174, 354) 
5  § 15a i.d.F. der Bekanntmachung vom 21. November 2002 (GMBl. S. 848) 



(2) In Angelegenheiten von besonderer frauenpolitischer Bedeutung kann die Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend im Benehmen mit dem federführenden Bundesminister Gesetzesvorhaben vor 
Bundestag und Bundesrat einschließlich deren Ausschüsse neben dem federführenden Bundesminister 
vertreten. § 15 Abs. 1 Buchstabe f, §§ 17 und 28 bleiben unberührt. 

(3) Entsprechendes gilt in verbraucherschutzpolitischen Angelegenheiten für die Bundesministerin für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft. 

§ 16 

(1) Alle Angelegenheiten, die der Bundesregierung unterbreitet werden, sind vorher zwischen den beteiligten 
Bundesministerien zu beraten, sofern nicht im Einzelfalle die Dringlichkeit der Entscheidung eine Ausnahme 
notwendig macht. 

(2) Die bei den Beratungen strittig gebliebenen Punkte sind in dem Anschreiben an den Staatssekretär des 
Bundeskanzleramtes (§ 21 Abs. 2) oder in sonst geeigneter Weise mit kurzer Begründung der vorgeschlagenen 
Lösung aufzuführen. 

(3) Bei der Vorlage von Gesetzentwürfen ist mitzuteilen, daß die Ausführung des Gesetzes Bund, Länder und 
Gemeinden nicht mit Kosten belastet oder, wenn dies der Fall ist, ob der Bundesminister der Finanzen nach 
Kenntnis von dem Plane des Gesetzes Widerspruch erhoben hat. Fehlt der Vermerk, so sorgt der 
Staatssekretär des Bundeskanzleramtes dafür, daß er nachgeholt wird. 

(4) Ist keine mündliche Erörterung im Kabinett erforderlich, so ist bei der Vorlage zu bemerken, daß ein 
Beschluß auf schriftlichem Wege ausreichen wird (§ 20 Abs. 2). 

§ 17 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Bundesministern sind der Bundesregierung erst zu unterbreiten, 
wenn ein persönlicher Verständigungsversuch zwischen den beteiligten Bundesministern oder im Falle ihrer 
Behinderung zwischen ihren Vertretern ohne Erfolg geblieben ist. 

(2) Der Bundeskanzler kann Meinungsverschiedenheiten vor der Beratung im Kabinett zunächst in einer 
Ministerbesprechung mit den beteiligten Bundesministern unter seinem Vorsitz erörtern. 

§ 181

(1) Vorschläge zur Ernennung von Beamten und zur Einstellung oder Eingruppierung von Angestellten sind 
in den Fällen des § 15 Abs. 2 Buchstabe a und b vor jeder entscheidenden oder verpflichtenden Maßnahme 
oder Mitteilung der Bundesregierung zu unterbreiten; im übrigen sind, sofern es sich um Beamte des höheren 
Dienstes (Besoldungsgruppe 13 BBesO und höher) und die ihnen gleichgestellten Angestellten in den 
Ministerien handelt, Ernennungen, Einstellungen und Eingruppierungen dem Bundeskanzler nachträglich zur 
Kenntnis mitzuteilen. 

(2) Ernennungen dürfen erst nach Vollziehung der Urkunde durch den Bundespräsidenten veröffentlicht 
werden. 

§ 192

Soll ein Beamter der Besoldungsgruppe B 9 BBesO oder höherer Besoldungsgruppen entlassen, in den 
einstweiligen Ruhestand oder in den Ruhestand versetzt werden, so ist vor entscheidenden und 
verpflichtenden Maßnahmen oder Mitteilungen die Stellungnahme des Bundeskanzlers einzuholen. Alsdann 
ist vor solchen Maßnahmen oder Mitteilungen die Angelegenheit dem Bundespräsidenten zur Entscheidung 
zu unterbreiten. 

§ 20 

                                                                          

1  § 18 Abs. 1 i.d.F. der Bekanntmachung vom 25. März 1976 (GMBl. S. 174, 354) 
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(1) Die Bundesregierung faßt ihre Beschlüsse in der Regel in gemeinschaftlicher Sitzung. 

(2) Ist die mündliche Beratung einer Angelegenheit nicht erforderlich, so soll der Staatssekretär des 
Bundeskanzleramtes die Zustimmung der Mitglieder der Bundesregierung auf schriftlichem Wege einholen 
(Umlaufsache). Bestehen über die Notwendigkeit einer mündlichen Beratung Zweifel, so hat er die 
Entscheidung des Bundeskanzlers herbeizuführen. 

§ 211

(1) Die Sitzungen der Bundesregierung werden durch den Staatssekretär des Bundeskanzleramtes nach 
näherer Anweisung des Bundeskanzlers festgesetzt. Er veranlaßt die Einladung zu den Sitzungen unter 
Beifügung einer Tagesordnung. 

(2) Die von den Bundesministern vorgelegten Entwürfe und Ausführungen sind dem Staatssekretär des 
Bundeskanzlers in der gewünschten Zahl von Abdrucken einzureichen; sie sind gleichzeitig sämtlichen 
Bundesministern und dem Chef des Bundespräsidialamtes unmittelbar zuzuleiten. 

(3) Die Übersendung von Kabinettsvorlagen hat so zeitig zu erfolgen, daß für eine sachliche Prüfung vor der 
Beratung noch ausreichend Zeit bleibt. Zwischen der Zustellung der Vorlage an den Staatssekretär des 
Bundeskanzleramtes und die Bundesminister und der Beratung soll mindestens eine Woche liegen. Handelt es 
sich um umfangreichere Gesetzesvorlagen oder sonstige Vorlagen von weittragender Bedeutung und ist die 
Frist nicht eingehalten, so ist auf Antrag von zwei Bundesministern oder deren Vertretern die Angelegenheit 
von der Tagesordnung abzusetzen, es sei denn, daß der Bundeskanzler die sofortige Beratung für notwendig 
hält. 

(4) Die Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend oder dessen Vertreter kann die Absetzung 
von der Tagesordnung verlangen, wenn es sich um eine frauenpolitische Angelegenheit von besonderer 
Tragweite handelt und er bei der Vorbereitung der Kabinettsvorlage nicht hinreichend beteiligt worden ist, es 
sei denn, daß der Bundeskanzler die sofortige Beratung für notwendig hält. 

§ 22 

(1) Die Sitzungen der Bundesregierung finden unter dem Vorsitz des Bundeskanzlers, im Falle seiner 
Behinderung unter dem Vorsitz des Stellvertreters des Bundeskanzlers statt. Ist auch der Stellvertreter 
verhindert, so führt den Vorsitz der vom Bundeskanzler oder seinem Stellvertreter besonders bezeichnete 
Bundesminister oder mangels solcher Bezeichnungen der Bundesminister, der am längsten ununterbrochen 
der Bundesregierung angehört; bei mehreren Bundesministern mit gleicher Amtszeit übernimmt den Vorsitz 
der an Lebensjahren älteste Bundesminister. 

(2) Die Sitzungen beginnen pünktlich zu der in der Einladung angegebenen Zeit. Behinderte Bundesminister 
haben für ihre Vertretung zu sorgen. 

(3) Die Sitzungen der Bundesregierung sind vertraulich. Insbesondere sind Mitteilungen über Ausführungen 
einzelner Bundesminister, über das Stimmenverhältnis und über den Inhalt der Niederschrift ohne besondere 
Ermächtigung des Bundeskanzlers unzulässig. 

§ 2323

(1) An den Sitzungen der Bundesregierung nehmen außer den Bundesministern und dem Chef des 
Bundeskanzleramtes sowie dem Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundeskanzler regelmäßig teil: 
der Chef des Bundespräsidialamtes, 
der Bundespressechef, 
der Persönliche Referent des Bundeskanzlers, 
der Schriftführer. 

                                                                          
1  § 21 i.d.F. der Bekanntmachung vom 21. November 2002 (GMBl. S. 848) 
2  § 23 Abs. 1, Abs. 3 und Abs. 4 i.d.F. der Bekanntmachung vom 12. September 1967 (GMBl. S. 430) 
3  § 23 Abs. 2 i.d.F. der Bekanntmachung vom 6. Januar 1970 (GMBl. S. 14) 



(2) Ist ein Bundesminister an der Teilnahme an einer Sitzung der Bundesregierung verhindert, so nimmt für 
ihn der Parlamentarische Staatssekretär an der Sitzung teil. Der Bundesminister kann für Einzelfälle anordnen, 
daß der Staatssekretär an der Sitzung teilnimmt. 

(3) Hält ein Bundesminister die Zuziehung eines Beamten seines Ministeriums außer dem Staatssekretär für 
erwünscht, so hat er dies unter Benennung des Beamten schriftlich anzuzeigen. Über die Zulassung zur 
Sitzung entscheidet der Vorsitzende. Der Beamte nimmt an der Sitzung nur für die Dauer der Verhandlungen 
über den Punkt, zu dem er zugezogen ist, teil. 

(4) Der Bundeskanzler kann die Sitzung auf die Bundesminister beschränken. 

§ 24 

(1) Die Bundesregierung ist beschlußfähig, wenn einschließlich des Vorsitzenden die Hälfte der 
Bundesminister anwesend ist. 

(2) Die Bundesregierung faßt ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden. 

§ 25 

Der Wortlaut der Beschlüsse der Bundesregierung wird von dem Vorsitzenden jeweils im Anschluß an die 
mündliche Beratung eines Gegenstandes festgelegt. 

§ 261

(1) Beschließt die Bundesregierung in einer Frage von finanzieller Bedeutung gegen oder ohne die Stimme des 
Bundesministers der Finanzen, so kann dieser gegen den Beschluß ausdrücklich Widerspruch erheben. Wird 
Widerspruch nach Satz 1 oder in gesetzlich vorgesehenen Fällen erhoben, so ist über die Angelegenheit in 
einer weiteren Sitzung der Bundesregierung erneut abzustimmen. Die Durchführung der Angelegenheit, der 
der Bundesminister der Finanzen widersprochen hat, muß unterbleiben, wenn sie nicht in der neuen 
Abstimmung in Anwesenheit des Bundesministers der Finanzen oder seines Vertreters von der Mehrheit 
sämtlicher Bundesminister beschlossen wird und der Bundeskanzler mit der Mehrheit gestimmt hat. 

(2) Entsprechendes gilt, wenn der Bundesminister der Justiz oder der Bundesminister des Innern gegen einen 
Gesetz- oder Verordnungsentwurf oder eine Maßnahme der Bundesregierung wegen ihrer Unvereinbarkeit 
mit geltendem Recht Widerspruch erhebt. 

§ 27 

(1) Über die Sitzungen der Bundesregierung wird eine Niederschrift aufgenommen, die von dem Schriftführer 
unterzeichnet wird. Eine Abschrift der Niederschrift wird den Bundesministern umgehend zugesandt. Der 
Chef des Bundespräsidialamtes und der Bundespressechef erhalten nachrichtlich eine Abschrift der 
Niederschrift. 

(2) Die Niederschrift gilt als genehmigt, wenn die beteiligten Bundesminister nicht innerhalb 3 Tagen nach 
ihrer Zustellung Einwendungen gegen den Inhalt oder die Fassung erheben. 

(3) In Zweifelsfällen ist die Angelegenheit nochmals der Bundesregierung zu unterbreiten. 

§ 28 

(1) Die von der Bundesregierung beschlossenen Vorlagen werden den gesetzgebenden Körperschaften durch 
den Bundeskanzler zugeleitet und vor ihnen durch den in der Sache zuständigen Bundesminister vertreten. 

(2) Die Vertretung hat einheitlich zu erfolgen, auch wenn einzelne Bundesminister anderer Auffassung sein 
sollten. Gegen die Auffassung der Bundesregierung zu wirken, ist den Bundesministern nicht gestattet. 

(3) Bevor das Einverständnis mit wesentlichen Änderungen einer Gesetzesvorlage im Bundestag oder 
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Bundesrat oder in den Ausschüssen erklärt wird, ist die Bundesregierung zu befragen. Ist dies aus Zeitmangel 
nicht möglich und doch eine Stellungnahme geboten, so soll wenigstens eine Einigung mit den erreichbaren 
Ministerien gesucht werden. 

§ 29 

(1) Gesetze sind dem Bundespräsidenten erst nach der Gegenzeichnung durch den Bundeskanzler und den 
zuständigen Bundesminister zur Vollziehung vorzulegen. Berührt der Inhalt des Gesetzes den 
Geschäftsbereich mehrerer Bundesminister, so zeichnen diese in der Regel auch die Ausfertigung. 

(2) Verfügungen und Anordnungen sind dem Bundespräsidenten erst nach der Gegenzeichnung durch den 
zuständigen Bundesminister zur Vollziehung vorzulegen. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 30 

(1) Verordnungen der Bundesregierung werden nach Gegenzeichnung durch den zuständigen Fachminister 
vom Bundeskanzler gezeichnet. Sonstige Verordnungen werden – auch wenn sie der Bundesregierung 
vorgelegen haben – grundsätzlich von dem zuständigen Bundesminister allein gezeichnet. 

(2) Unter der ausdrücklichen Bezeichnung „Die Bundesregierung“ sollen – abgesehen von Fällen besonderer 
Ermächtigung durch die Bundesregierung – nur der Bundeskanzler oder mit ihm der zuständige oder alle 
Bundesminister zeichnen. 

§ 31 

Die präsidierenden Mitglieder der Landesregierungen sollen mehrmals im Jahre persönlich zu gemeinsamen 
Besprechungen mit der Bundesregierung vom Bundeskanzler eingeladen werden, um wichtige politische, 
wirtschaftliche, soziale und finanzielle Fragen zu erörtern und in persönlicher Fühlungnahme zu einer 
verständnisvollen einheitlichen Politik in Bund und Ländern beizutragen. 
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